
V E R E I N B A R U N G zur Übertragung der Aufgabe des Einsammelns und Beförderns von 

Abfällen auf die Gemeinde 

---------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
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Der Landkreis Konstanz 

- nachfolgend Landkreis - 

und  

die Gemeinde _______________ 

- nachfolgend Gemeinde - 

fassen die bestehende Vereinbarung vom _________ neu und treffen auf der Grundlage von 
§ 6 Abs. 2 Landesabfallgesetz (LAbfG) vom 14. Oktober 2008 (GBl. Nr. 14, S. 370), zuletzt 
geändert durch Art. 4 des Gesetzes vom 17. Dezember 2009 (GBl. Nr. 23, S. 802), sowie der 
Satzung über die Vermeidung und Beseitigung von Abfällen (Abfallwirtschaftssatzung) des 
Landkreises Konstanz vom 16. Dezember 2013 mit Wirkung vom ________ folgende 

 

Vereinbarung 

§ 1 

Aufgabenübertragung 

(1) Der Landkreis überträgt der Gemeinde die Aufgabe des Einsammelns und Beförderns 
der in ihrem Gebiet anfallenden und dem öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger zu 
überlassenden Abfälle – mit Ausnahme schadstoffbelasteter Abfälle im Sinne von § 5 
Abs. 8 der Abfallwirtschaftssatzung des Landkreises – sowie die Aufgabe der Verwer-
tung der Grünabfälle im Sinne von § 5 Abs. 7 der Abfallwirtschaftssatzung des Land-
kreises. Der Landkreis entspricht damit einem Antrag der Gemeinde. 

(2) Die Gemeinde regelt die ihr übertragene Aufgabe in eigener Zuständigkeit und erlässt 
insbesondere die erforderlichen Satzungen. 

(3) Die Gemeinde unterstützt den Landkreis bei der Erfüllung seiner Aufgaben nach den 
Abfallgesetzen und der Abfallwirtschaftssatzung des Landkreises. Sie überlässt dem 
Landkreis die für die Erfassung und Veranlagung der Zahlungspflichtigen erforderlichen 
Unterlagen und Informationen. 
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§ 2 

Abfallentsorgungsanlagen, ausgeschlossene Abfälle 

(1) Der Abfall, der im Gebiet der Gemeinde anfällt und ihr überlassen wird, ist nach Maß-
gabe von § 9 der Abfallwirtschaftssatzung des Landkreises zu den vom Landkreis be-
stimmten Abfallentsorgungsanlagen oder Übergabestellen zu verbringen und dem 
Landkreis zur Entsorgung (Verwertung oder Beseitigung inklusive deren Vorbereitung) 
zu überlassen. In besonderen Ausnahmefällen kann der Landkreis auch die Benutzung 
einer Abfallentsorgungsanlage, die außerhalb des Kreisgebiets liegt, bestimmen. Die 
dadurch zusätzlich anfallenden Aufwendungen trägt der Landkreis. 

(2) Die Gemeinde hat darauf hinzuwirken, dass der in der Abfallwirtschaftssatzung des 
Landkreises festgelegte Katalog der von der Entsorgungspflicht ausgeschlossenen Ab-
fälle eingehalten wird. Sie hat hierzu 

a) diesen Ausschlusskatalog in ihre Abfallsatzung zu übernehmen, 

b) ihre Bediensteten anzuhalten, im Rahmen des Möglichen auf die Einhaltung des 
Katalogs zu achten, 

c) allen von ihren Bediensteten festgestellten Verdachtsfällen nachzugehen, insbe-
sondere die erforderlichen Analysen vorzunehmen oder vornehmen zu lassen. 

(3) Bedient sich die Gemeinde bei der Erfüllung ihrer Aufgabe eines Dritten, hat sie auch 
den beauftragten Dritten vertraglich zu verpflichten, die Pflichten der Gemeinde nach 
Absatz 2 lit. b) und c) zu erfüllen. 

§ 3 

Anlieferung der Abfälle 

(1) Bei der Anlieferung des Abfalls an den Abfallentsorgungsanlagen des Landkreises sind 
die Benutzungsordnungen und die Weisungen des Landkreises zu beachten. 

(2) Die Zeiten für die regelmäßige Anfuhr von Abfällen auf den Abfallentsorgungsanlagen 
des Landkreises werden auf der Grundlage bestehender Beschlüsse des Kreistages im 
Einvernehmen zwischen Gemeinde und Landkreis unter Berücksichtigung der Be-
triebserfordernisse der Abfallentsorgungsanlage des Landkreises und des Einsam-
melns und Beförderns der Abfälle durch die Gemeinde oder den beauftragten Dritten 
festgelegt. 

(3) Die Übergabestellen für die von der Gemeinde gesammelten Abfälle zur Entsorgung 
(Verwertung oder Beseitigung und deren Vorbereitung) durch den Landkreis sind ein-
schließlich einer Systembeschreibung in Anlage 1 zu dieser Vereinbarung näher be-
zeichnet. Die Änderung einer Übergabestelle innerhalb des Kreisgebiets ist im Einver-
nehmen mit der Gemeinde festzulegen. 
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§ 4 

Abfallgebühren 

(1) Die Gebühren für die Abfallentsorgung werden von der Gemeinde durch Satzung fest-
gelegt und eingezogen. 

(2) Der Landkreis erhebt von der Gemeinde für die Entsorgung der Abfälle nach Maßgabe 
seiner Abfallwirtschaftssatzung eine Abgabe.  

§ 5 

Haftung 

Die Gemeinde trägt die Haftung bei der Erfüllung der ihr übertragenen Aufgaben. 

§ 6 

Laufzeit 

(1) Diese Vereinbarung gilt auf unbestimmte Zeit. 

(2) Sie kann von beiden Parteien unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei Jahren 
auf den 31. Dezember eines Jahres gekündigt werden. Die Kündigung kann frühestens 
auf den 31. Dezember 2023 und anschließend auf den 31. Dezember 2025 erklärt wer-
den. Wird die Vereinbarung von keiner Partei nach Satz 1 und 2 gekündigt, gilt im Wei-
teren die Kündigungsfrist nach Satz 1. 

(3) Die Parteien sind zur vorzeitigen Kündigung der Vereinbarung berechtigt, sofern ge-
setzliche Änderungen eintreten, die eine Beendigung der Aufgabendelegation und 
Übernahme der Aufgabe durch den Landkreis zwingend erforderlich machen. Die Kün-
digungsfrist beträgt in diesem Fall drei Jahre auf den 31. Dezember eines Jahres, so-
fern sich nicht zwingend aus gesetzlicher Vorgabe eine kürzere Frist ergibt. 

(4) Die Parteien sind ferner zur vorzeitigen Kündigung der Vereinbarung berechtigt, sofern 
aus dringenden wirtschaftlichen Gründen eine Fortsetzung der Vereinbarung nicht zu-
mutbar ist. Dies gilt insbesondere bei erheblichen Veränderungen der wirtschaftlichen 
Rahmenbedingungen für die Erledigung der Aufgabe des Einsammelns und Befördern 
von Abfällen im Sinne von § 1 Abs. 1 Satz 1. Der Kündigungsgrund darf von der kündi-
genden Partei nicht zu vertreten sein. Die Kündigungsfrist beträgt in diesem Fall drei 
Jahre auf den 31. Dezember eines Jahres. 

(5) Im Übrigen bleibt das Recht zur vorzeitigen Kündigung aus wichtigem Grund, insbe-
sondere wegen schwerwiegender Verletzungen dieser Vereinbarung, unberührt. Hat 
eine Partei die vorzeitige Kündigung aus wichtigem Grund durch die andere Partei zu 
vertreten, hat sie der anderen Partei die durch die Kündigung entstehenden Schäden 
zu ersetzen. § 60 LVwVfG bleibt unberührt. 

(6) Die Kündigung bedarf der Schriftform. 
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§ 7 

Beendigung der Vereinbarung 

(1) Im Falle einer Beendigung dieser Vereinbarung hat der Landkreis das Recht, einen 
bestehenden Vertrag der Gemeinde mit einem Dritten über das Einsammeln und Be-
fördern von Abfällen auf dem Gebiet der Gemeinde sowie die Verwertung von Grünab-
fällen ab dem Zeitpunkt der Beendigung dieser Vereinbarung zu übernehmen. Dieses 
Recht erlischt, wenn der Landkreis nicht innerhalb eines Jahres nach Zugang der Kün-
digung bei der anderen Partei schriftlich gegenüber der Gemeinde erklärt, den Vertrag 
übernehmen zu wollen. Die Gemeinde hat bei Vertragsabschlüssen mit Dritten deren 
Zustimmung zu einer möglichen späteren Vertragsüberleitung sicherzustellen und den 
Landkreis auf dessen Wunsch an der inhaltlichen Ausgestaltung des Vertrags zu betei-
ligen. Im Hinblick auf eine etwaige Pflicht des Landkreises gemäß Absatz 2, in einen 
Vertrag der Gemeinde einzutreten, hat die Gemeinde vor dem Vertragsabschluss mit 
Dritten die Zustimmung des Landkreises einzuholen. Die Zustimmung des Landkreises 
gilt als erteilt, wenn der Landkreis sich nicht innerhalb von vier Wochen nach schriftli-
cher Mitteilung des beabsichtigten Vertragsschlusses durch die Gemeinde unter Anga-
be von Gründen gegen den Vertragsschluss ausspricht. Der Landkreis darf die Zu-
stimmung nur verweigern, wenn berechtigte Interessen des Landkreises dem Vertrags-
schluss entgegenstehen. 

(2) Wird diese Vereinbarung vorzeitig beendet, weil eine Änderung der gesetzlichen 
Grundlagen der Aufgabenübertragung dies erfordert (§ 6 Abs. 3) oder eine Kündigung 
aus dringenden wirtschaftlichen Gründen gemäß § 6 Abs. 4 erfolgt, hat der Landkreis 
abweichend von Absatz 1 die Pflicht, in einen bestehenden, nach den vergaberechtli-
chen Bestimmungen ordnungsgemäß vergebenen Vertrag der Gemeinde mit einem 
Dritten über das Einsammeln und Befördern von Abfällen auf dem Gebiet der Gemein-
de einzutreten, sofern er nicht gegenüber der Gemeinde vor Beendigung dieser Ver-
einbarung schriftlich erklärt, dass er der Gemeinde etwaige Schäden und Nachteile er-
setzt, die dieser aus der vorzeitigen Beendigung des Vertrags ggf. entstehen.  

(3) Das bei der Gemeinde für die Verwaltung der Abfallentsorgung eingesetzte Personal 
verbleibt bei der Gemeinde und in deren Personalverantwortung. 

(4) Der Landkreis wird bestehende, in der Anlage 2 zu dieser Vereinbarung aufgeführte 
Abfallentsorgungsanlagen der Gemeinde (v.a. Wertstoffhöfe, Sammelstellen), die diese 
im Rahmen der Erfüllung der ihr übertragenen Aufgaben betreibt, mindestens für einen 
Zeitraum von drei Jahren ab dem Zeitpunkt der Beendigung dieser Vereinbarung weiter 
nutzen und der Gemeinde ihre nachgewiesenen Selbstkosten der Abfallentsorgungsan-
lagen nach den Grundsätzen der VO PR Nr. 30/53 erstatten. Landkreis und Gemeinde 
können eine längerfristige Nutzung gemeindlicher Abfallentsorgungsanlagen durch den 
Landkreis vereinbaren. Änderungen an den bestehenden Abfallentsorgungsanlagen 
sind dem Landkreis mitzuteilen und die Anlage 2 zu dieser Vereinbarung ist entspre-
chend zu aktualisieren. 
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§ 8 

Schlussbestimmungen 

(1) Sämtliche Änderungen und Ergänzungen dieser Vereinbarung bedürfen der Schrift-
form. Dies gilt auch für die Aufhebung des Schriftformerfordernisses. 

(2) Sollten Bestimmungen dieser Vereinbarung ganz oder teilweise unwirksam oder un-
durchführbar sein oder ihre Rechtswirksamkeit später verlieren, so wird hierdurch die 
Wirksamkeit der übrigen Bestimmungen nicht berührt. Dies gilt auch, soweit sich in die-
ser Vereinbarung eine Lücke herausstellen sollte. 

(3) Die Gemeinde hat die Neufassung der Vereinbarung gemäß § 6 Abs. 4 LAbfG öffent-
lich bekannt zu machen. 

 

Konstanz, den___________   _______________, den__________ 

Für den Landkreis:    Für die Gemeinde: 

 

______________________   _____________________________ 



Anlage 1 zu Vereinbarung vom …….. 

   

Abfallart Übergabestelle Systembeschreibung 

Restmüll Tragwagen Güterverlade-
bereich Bahnhof Singen 

Der Landkreis Konstanz hat gemeinsam mit dem Boden-
seekreis für die Rest-/Sperrmüllentsorgung die ABK 
GmbH gegründet. Der Restmüll wird bis mindestens 
31.12.2025 in IES-Wechselcontainern per Bahn nach CH-
Weinfelden transportiert. 
Städte und Gemeinden sind für die Umladung des Rest-
abfalls in die IES-Container und die Bahnverladung zu-
ständig (Schnittstelle beladener Tragwagen an den Bahn-
verladestelle Singen). 
Für die Anschaffung und Unterhaltung eines gemeinsam 
genutzten IES-Containerpools hat die ABK GmbH einen 
Dritten beauftragt.  
 

Sperrmüll Umladestation Singen-
Rickelshausen 
 
Deponie Konstanz-
Dorfweiher (wahlweise für 
die Gemeinden Allens-
bach und Reichenau) 

Der Landkreis Konstanz hat gemeinsam mit dem Boden-
seekreis für die Rest-/Sperrmüllentsorgung die ABK 
GmbH gegründet. Der Sperrmüll wird ab Singen-
Rickelshausen bzw. Konstanz-Dorfweiher mit Container-
zügen (Straßentransport) zur KVA Weinfelden bzw. zur 
KVA Zürich-Josefstraße/KVA Zürich Hagenholz/KVA Hin-
wil) transportiert. Zuständig für die offene Verladung der 
Sperrmüllabfälle ist der Landkreis Konstanz, für die Ge-
stellung, Abholung und Transport der Container die ABK 
GmbH. Die Städte und Gemeinden sind zuständig für die 
getrennte Einsammlung und Beförderung zur Übergabe-
stelle (Sperrmüllabladefläche). 
 

Bioabfall  
 
 
 
 
Biomüllumladestation  
Fritz-Arnold-Str. 2b 
Entsorgungsbetriebe 
Konstanz 
 
 
 
 
 
 
 
Betriebsgelände  
Otto-Hahn-Str. 1 
Kompostwerk Landkreis 
Konstanz GmbH, Singen 
 

Der Landkreis Konstanz hat die Verwertung von getrennt 
gesammeltem Biomüll und im Gebietslos 1 den Umschlag 
bis 31.05.2025 an die Kompostwerk Landkreis Konstanz 
GmbH vergeben. 
 
Gebietslos 1: Raum Konstanz mit Stadt Konstanz und 
den Gemeinden Reichenau und Allensbach 
Die Gemeinden Allensbach und Reichenau bzw. das von 
ihnen beauftragte Unternehmen verbringen den gesam-
melten Biomüll zur Biomüllumladestation in die Fritz-
Arnold-Str. 2b bei den Entsorgungsbetrieben Konstanz. 
Der Umschlag des Biomülls auf dem Betriebsgelände bei 
der EBK und der Transport nach Singen ist Bestandteil 
des Vertrags zwischen dem Landkreis Konstanz und dem 
Kompostwerk Landkreis Konstanz GmbH. 
 
Gebietslos 2: Raum Singen/Radolfzell/Stockach mit den 
restlichen Städten und Gemeinden des Landkreises 
Die Städte und Gemeinde bzw. das von ihnen beauftragte 
Unternehmen verbringen den gesammelten Biomüll zur 
Biomüllannahmestelle auf dem Betriebsgelände der Kom-
postwerk Landkreis Konstanz GmbH. 
 

Altpapier 
(kommunaler 
Anteil) 

nach Ausschreibung der 
17 Gemeinden noch zu 
bestimmen 

Das Altpapier wird an der Übergabestelle von den Städten 
und Gemeinden bzw. den von ihnen beauftragten Dritten 
in vom Verwerter zu stellenden Container/Walking-
Floorfahrzeuge verladen. Der Umschlag liegt in der Zu-
ständigkeit der Städte und Gemeinden. Die Gestellung, 
Abholung und Transport der Container liegt in der Zustän-
digkeit des Landkreises Konstanz. Alternativ kann eine 
direkte Anlieferung beim Verwerter vereinbart werden. 
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Altholz nach Ausschreibung der 
17 Gemeinden noch zu 
bestimmen 
 
 
 
 
Wertstoffhof in …… 

Das Altholz wird bei Straßensammlungen an der Über-
gabestelle von den Städten und Gemeinden bzw. den von 
ihnen beauftragten Dritten in vom Verwerter zu stellende 
Container verladen. Der Umschlag liegt in der Zuständig-
keit der Städte und Gemeinden. Die Gestellung, Abholung 
und Transport der Container liegt in der Zuständigkeit des 
Landkreises Konstanz.  
Für die Erfassung auf den Wertstoffhöfen und den Trans-
port von Altholz stellt der Verwerter Transportcontainer 
bzw. Sammelcontainer für die Wertstoffhöfe zur Verfü-
gung.  
Alternativ kann eine direkte Anlieferung beim Verwerter 
vereinbart werden. 
 

Metalle nach Ausschreibung der 
17 Gemeinden noch zu 
bestimmen 
 
 
 
 
Wertstoffhof in …… 

Altmetall wird bei Straßensammlungen an der Übergabe-
stelle von den Städten und Gemeinden bzw. den von 
ihnen beauftragten Dritten in vom Verwerter zu stellende 
Container verladen. Der Umschlag liegt in der Zuständig-
keit der Städte und Gemeinden. Die Gestellung, Abholung 
und Transport der Container liegt in der Zuständigkeit des 
Landkreises Konstanz.  
Für die Erfassung auf den Wertstoffhöfen und den Trans-
port von Altmetall stellt der Verwerter Transportcontainer 
bzw. Sammelcontainer für die Wertstoffhöfe zur Verfü-
gung.  
Alternativ kann eine direkte Anlieferung beim Verwerter 
vereinbart werden 
 

Elektro-     
altgeräte 

Übergabestelle nach 
ElektroG: 
Betriebsgelände Werner-
von Siemens-Str. 16 
Müllabfuhrzweckverband 
Rielasingen-Worblingen 
 

Für die Erfassung an der Übergabestelle nach ElektroG 
und den Transport von Elektroaltgeräten stellt die EAR 
oder der vom Landkreis beauftragte Verwerter (bei Eigen-
vermarktung) Transportcontainer bzw. Sammelcontainer 
zur Verfügung. Bei Straßensammlung ist der Umschlag 
der gesammelten Geräte in die Transportcontainer Aufga-
be der Städte und Gemeinden. 
Alternativ kann eine direkte Anlieferung beim Verwerter 
vereinbart werden. 
 

verwertbarer 
Sperrmüll 

Wertstoffhof in …… Für die Erfassung auf den Wertstoffhöfen und den Trans-
port von verwertbarem Sperrmüll stellt der Verwerter 
Transportcontainer bzw. Sammelcontainer für die Wert-
stoffhöfe zur Verfügung. Alternativ kann eine direkte Anlie-
ferung beim Verwerter vereinbart werden. 
 

 
 



Anlage 2 zur Delegationsvereinbaurung 

vom ........

Abfallentsorgungsanlagen der Städte und Gemeinden (Wertstoffhöfe)

Stadt/Gemeinde Standort

Allensbach Prof.-Schmieder-Str. 3, 78476 Allensbach

Gaienhofen Zur Hohenmarkt 31, 78343 Gaienhofen

Öhningen Im Grund 3, 78337 Öhningen

Radolfzell Konstanzer Straße 20/4, 78315 Radolfzell

Steißlingen Im Städtle 19, 78256 Steißlingen

Stockach Stegwiesen 7, 78333 Stockach

Moos Iznanger Str. 30, 78345 Moos

Volkertshausen Hegaustr. 6, 78269 Volkertshausen

Abfallentsorgungsanlagen der Städte und Gemeinden (Sammelstellen) 

Aach Grüngutcontainerplatz Langensteiner Str. 7a 

(Friedhofparkplatz)

Radolfzell - Möggingen Grüngutcontainerplatz Ortsausgang Richtung 

Liggeringen (nördlich Liggeringer Str. 18)

Radolfzell - Liggeringen Grüngutcontainerplatz Litzelhardhalle Liggeringen

Radolfzell - Stahringen Grüngutcontainerplatz Bodmaner Straße/Im Bildösch 

(Feuerwehrhaus)

Radolfzell - Markelfingen Grüngutcontainerplatz Radolfzeller Straße/Priminweg 

(Hallenparkplatz)

Radolfzell - Böhringen Grüngutcontainerplatz Dreschhalle beim Friedhof

Radolfzell-Güttingen Grüngutcontainerplatz Badener Str. 30 (Buchenseehalle)

Orsingen-Nenzingen E-Schrott-Container Am Alten Sportplatz 9

Eigeltingen Grüngutcontainerplatz Am Sportplatz 1 (Bauhof)

Tengen Grungutcontainerplatz Schwarzwaldstr. 5, (Bauhof)


